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Text 

Allgemeine Bestimmungen zu Leitungsrechten 

§ 56. (1) Den mit der Errichtung, der Erhaltung, dem Betrieb, der Erweiterung oder der Erneuerung 
der in § 51 Abs. 1 angeführten Anlagen, Leitungen oder sonstigen Einrichtungen Beauftragten ist das 
Betreten von Liegenschaften und gegebenenfalls Objekten nur insoweit gestattet, als es andere gesetzliche 
Vorschriften nicht verbieten. Das Betreten des Inneren von Gebäuden, dringende Notfälle ausgenommen, 
ist nur nach vorheriger Anmeldung beim Eigentümer oder dessen Vertreter und nur insoweit gestattet, als 
es andere gesetzliche Vorschriften nicht verbieten. 

(2) Ausästungen gemäß § 51 Abs. 1 Z 6 können nur in dem für die Errichtung, die Erhaltung, den 
Betrieb, die Erweiterung oder die Erneuerung der in § 51 Abs. 1 angeführten Anlagen, Leitungen oder 
sonstigen Einrichtungen unumgänglich notwendigen Umfang beansprucht werden. Durchschläge durch 
geschlossene Waldungen können von dem Berechtigten nur verlangt werden, wenn sich keine andere 
wirtschaftliche Möglichkeit der Leitungsführung ergibt und die Erhaltung und forstgemäße 
Bewirtschaftung des Waldes dadurch nicht gefährdet wird. Die Ausästungen und Durchschläge sind, 
insoweit zwischen den Beteiligten nicht ein Übereinkommen zustande kommt, auf Aufforderung des 
Leitungsberechtigten vom Belasteten (Verwaltung des öffentlichen Gutes oder Eigentümer der 
öffentlichen oder privaten Liegenschaft) in angemessener Frist vorzunehmen. Kommt der Belastete der 
Aufforderung nicht fristgerecht nach oder bei Gefahr im Verzug kann die Ausästung vom 
Leitungsberechtigten durchgeführt werden. Die Kosten der Ausästung und der Vornahme von 
Durchschlägen sind in jedem Fall vom Leitungsberechtigten zu tragen. 

(3) Die Leitungsberechtigten sind verpflichtet, ihre Kommunikationslinien nach Maßgabe der 
technischen Möglichkeiten und unter Abwägung der wirtschaftlichen Bedingungen in den Boden zu 
verlegen, wenn sich der Grundeigentümer begründet gegen eine Verlegung im Luftraum über seiner 
Liegenschaft ausspricht. Die Leitungsberechtigten sind verpflichtet, dem Grundeigentümer zeitnahe nach 
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Beendigung der Verlegearbeiten ihrer Kommunikationslinien im Boden eine lagegenaue Plandarstellung 
in Papierform oder auf Wunsch elektronisch zur Verfügung zu stellen. 

(4) Leitungsrechte können auch für bereits bestehende Kommunikationslinien samt deren Zubehör 
durch Entscheidung der Regulierungsbehörde begründet werden. 

(5) Leitungsberechtigte haften ohne Rücksicht auf Verschulden für alle Schäden, die durch die 
Inanspruchnahme und Ausübung eines Leitungsrechts, insbesondere durch die Errichtung, Erhaltung, 
Erweiterung, Erneuerung, den Betrieb oder die Beseitigung ihrer Kommunikationslinie dem Belasteten 
entstehen, soweit dieser den Schaden nicht selbst schuldhaft verursacht hat. Zur Entscheidung über 
derartige Ersatzansprüche sind die ordentlichen Gerichte zuständig. 
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